. ^ nH *re der Tendenz zur Bevorzugung einfacher 
«MnnHn &m"-" £T £um werden. Oiese Gelah, scheint um so g , 

ssnen. die ^'^p'^RoStme wird, 
werden,/e mehr ZOPK zum 

mrtAt Garden Dies bedeutet aber auch, daß die m .. 
ZOPP sollte krea,iv n( f^ e e ^ährt wo sie sich als sinnvoll herausstellen. ohne da?' 

» a " e Ma0nahmen ab9elei,el —< 


so 


'Ode 
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Partnerschaft und Projektplanung bei Dü 


Dirk Kohnert und Peter Merten 1 


1 Das Problem 

Als Arbeitsgemeinschaft evangelischer Kirchen vermittelt Dienste m üt* ^ - 
seine Entwicklungshelfer zumeist in kirchliche Projekte. In einigen der Lander m derer 
potentielle kirchliche Partner noch relativ schwach sind, arbeitet DÜ direkt mit Recie 
rungsstellen zusammen. So auch in der westafrikanischen Republik Gumea-BiSau 
wo DÜ seit 1977 das Planungsministerium unterstützt. Bis 1987 entsandte DÜ zwölf 
Entwicklungshilfer als technische Assistenten beziehungsweise Berater n die Abtei¬ 
lungen für sektorale Planung und für Regionalplanung. Die Hallstem-Doktnn und derer 
Einhaltung auch durch ein sozialdemokratisch geführtes BMZ ließ DÜ hierbei etrer 
großen Spielraum, da DÜ nicht in unmittelbarer Konkurrenz zu den Trägem der offi¬ 
ziellen staatlichen Entwicklungszusammenarbeit (EZ) geriet. Erst 1986 wurde die offi¬ 
zielle Zusammenarbeit zwischen der BRD und Guinea-Bissau wieder aufgenorr-er 

Den zehnten Jahrestag der Zusammenarbeit mit dem Planungsmimstenun nann eine 
DÜ-Rückkehrerinitiative zum Anlaß, um eine Bilanz dieser Zusammenarbeit zu zieren 
Das Ergebnis war ambivalent. Zwar hatten die DÜ’ler einen signifikanter Beitrag zur» 
Aufbau der administrativen Strukturen geleistet, aber die Realisierung der argestrec- 
ten Hauptziele erschien so fern wie zuvor: Die Planung von 'unten nach ooen' das 
heißt die Einbeziehung der direkten Produzenten und ländlichen Armen r emen e*- 
genständigen und auf lokalen Ressourcen aufbauenden Planungsprozeß, war nicht 
erkennbar gefördert worden. 


Hierfür wurden in der erwähnten Bilanz ungünstige Rahmenbedingungen mitverant¬ 
wortlich gemacht, aber auch DÜ-interne Schwachstellen: Die Verabsoti*» yg äm 
Prinzips der 'Autonomie" des Trägers in Übersee, das Fehlen einer ßr heida Seeen 
gleichermaßen verbindlichen zielgerichteten Programmplanung sowie die ^ee*h* 
einem technokratischen, wertrationalen, strukturellen Funktioneiismus 
Durchführung. Aus dieser Sicht erschien und erscheint auch heidt eine *••••*• 


1 Dirk Kohnert ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am insüiui ^ur Alr ** * 

Merten arbeitet als freier Gutachter m Münster Beide wre n eowww Ol^w 
•andsmitarbelter ln verschiedenen Projekten m Afnke Der Beamg er»»^ 
erweiterte Fassung eines Artikel* der Autoren, d w dP 

Projektpianung Probleme am BeiapWI der . ... “ 

Guinea Bissau” in Der Ubttutc* verOPenfficht wurde 








sonelle und f.nanz.c'ie^ Umorientierung $ Un9SOr 9«ni %Won 

be i oü notwendig, erganzi um * 


2 Die DÜ-Zielsetzung 

_ «nnaoiert sich DÜ zunehmend bei der Unterstützung de* t - 

Seit seiner Gründung ^ 9 |fungss , ruk t U ren. Dem liegt die Einsicht zugrunde 5?. 
baus tunWojwtthig^ e ® d 9 h re ievanten Fachbereichen allein EntwfckiSS 
"°* entscheidende Elemente fehlen, nämlich dfij 

„ich! T a hmer in ein sinnvolles Ganzes (Ziel der Entwicklung. EnS' 

lunaseönungr (OÜ 1983:7-8). Es gilt also, ‘spürbare Defizite im Verwaltung«*,,?!, 
derGesellschaft" (ebenda) zu beheben. Dieses erscheint in dem andersartigen sozio- 
Sutturelten Kontext von Entwicklungsländern wie Guinea-Bissau als um so notwend,, 
aer als hier eine weitgehende Orientierung an Uberlebenss.cherung und familiären 
oder dörflichen Solidargemeinschaften besteht. Ein gesellschaftlicher Zivilisation^ 
und Rationalisierungsprozeß’ (N. Elias) mit langen Handlungsketten, die eine weitge¬ 
hende funktionale Differenzierung und ein zielgerichtetes Handeln des Gesell¬ 
schaftsaufbaues zumindest prinzipiell ermöglichen, soll erst ausgebaut 




Dementsprechend stieg der Anteil der Verwaltungsberufe an der Gesamtzahl der ver¬ 
mittelten DÜ-Fachkräfte von 1962/66 (12 %) bis heute auf etwa das Doppelte. Mehr als 
zwei Drittel dieser Verwaltungsfachkräfte (68 % oder 143 Berater) wurden bis 1981 in 
afrikanische Länder vermittelt. Aus dem allgemeinen entwicklungspolitischen Auftrag 
von DÜ ergibt sich aber eindeutig, daß es nicht genügt, dem Träger in Übersee allein 
zu helfen. Nach den entwicklungspolitischen Grundlinien der Evangelischen Kirche in 
Deutschland (EKD) gilt es, ‘Personengruppen zu suchen und zu fördern, die eine 
strukturelle Neuordnung zugunsten benachteiligter Massen wollen" (EKD 1973:25). 
Das heißt, die kirchliche Entwicklungspolitik muß sich vorrangig an den Grundbedürf- 
nissen der sozial Schwachen, Entrechteten und Marginalisierten ausrichten (siehe EKD 
1986:11; 19). Die gleichberechtigte Teilnahme der Bedürftigen an der Zielbestimmung, 
Planung, Durchführung und Bewertung von Entwicklungshilfeprojekten gilt als zentra¬ 
ler Bestandteil der Hilfe zur Selbsthilfe. Ohne Teilen von (Entscheidungs-) Macht gibt 
es kein gerechtes Teilen von Gütern (siehe auch RÜHRBERGER KREIS 1986:14). 


r.imoa cT 6 06 ^'^ elsetzun 9 in der Zusammenarbeit mit staatlichen Trägern wie i 
Schaff?,!?«^ iv Ä I. am ,ch d,e ! inbeziehü ng der "Betroffenen" (Partizipation) und di 
solchen Piam<rIr,cn?ft S 'o eiSe Stärkun 9 geeigneter Organisationsstrukturen für eine 

Smn, de, ober, stierten Rahmensetzlm^* 5en " , e ' SCh<Sinl SOmit alS weckra,i ° nal “ 


DNC U " 8 ev tehe k °HNEBT/MERTEN 1987b Zum Zeitpunkt < 
war verstorben Von et« hofr achkraf,e ,n G u,n ea Bissau gearbeitet. Einer dieser DU 
den vier befragten Rütbitoh, 9,80 ntJCk,< flhrern haben sieben ausführlich geantwortet 

? nlCht O-Htworlet haben, lebten drei Im Ausland l 

relative. ^ern^TSTi ^ 64 % «Haben » ,ch n,cW h ' 

eine BeMriguno der zL üfI ^ ® n 80 hal lüm Beispiel die Mehrheit der ROckkeh 
um* von GulfinS bi^u geMhÜn Planu " us P ro/ « ß nicht als Ziel des PlanungsmlnlsM 


3 Schwachetellen der Projektplanung 
3.1 Mangelnde Abstimmung über die Ziele 


und Wege der HlHe 

DÜ-Vermitllungen haben generell zu Recht den Ruf r,h.,w . 
reitet und besonders flexibel an die Bedürfnisse derVartni Ä hnhtlich W vorbe- 
sein Die Umsetzung der Rahmenzielsetzung in die o^ fSee an 9«Paßt 2u 

Wicklungszusammenarbeit trägt jedoch öfters, zumindest im nl P ? n . un9 DÜ-Em- 
stark wertrationale (Max Weber) Züge. Das heißt Neben? ^^ Sp ?l Guinea B ' Ma M. 
bau eines effizienten Verwaltungsapparates, erschetnen we def Au1 ‘ 

im Glauben an ihre Richtigkeit, ohne Rücksicht aut ihre vor^frSKÜ^ e 81 ® we,dan 
ohne ausreichende gedankliche Reflexion auf ihre Verbind?^® 0 Fol9en> und 
entwicklungspolitischen Hauptzielen verfolgt. Diese Amhl,ai«„, , den hehren 
möglicherweise zwei Ursachen. Erstens ein strukturell-funktionahsSsrh 2 ! 6 !®' 20 '!? hal 
- den gesellschaftlichen sfafus quo nicht mehr hintertraqendJf 
Weltverständnis, und zweitens die mangelnde Abstimmung mit rtem pil, 10krat,sches 
see Uber die Ziele und Wege der Zusammen,, bSTS 
nea-Bissaus anscheinend hauptsächlich aul die mehr oder weniger «ge i££Sl°£ 
guineische Zielselzung, wie sie sich in den Idealen des BelrSgsklmX S m 
Statut der PAIGC äußerte, gelle automatisch auch für die konkrete EZ Mischen Du 
und dem Planungsmmisterium. Eine gemeinsame zielgerichtete Proiektpianuna fand 
nicht statt. ^ 


Dementsprechend fragwürdig ist, ob überhaupt ein Grundkonsens mit dem Träger in 
Übersee über die Projektziele bestand. Drei Viertel der befragten DÜ’ler aus Guinea- 
Bissau waren der Ansicht, die DÜ-Zielsetzung werde von guineischer Seite nur formal 
geteilt. Tatsächlich bestehe kein Konsens, sei es wegen mangelnden Interesses beider 
Partner an einer effektiven Abstimmung (bewußte oder unbewußte Konfliktvermei¬ 
dungsstrategie), oder weil dem Planungsministerium implizit andere, möglicherweise 
diametral entgegengesetzte Ziele unterstellt wurden (siehe dazu auch RUDEBECK 
1982). Die Aufrechterhaltung der Fiktion des Konsens erhält aus dieser Sicht eher eine 
Feigenblattfunktion, um die Kontinuität der Hilfe zu gewährleisten. 


3.2 Verabsolutierung des Prinzips der Eigenständigkeit 

Augenscheinlich bestehen seitens DÜ aber auch prinzipielle Vorbehalte gegenüber*- 
ner stärker zielgerichteten Projektplanung. Letztere steht angeblich d er SetyPti - 
Stimmung des Partners entgegen. Partnerschaft kann jedoch nur gedeihen aut oet 
Grundlage eines gemeinsam getragenen Konsens über d»e -'eie und 'ege^u- 
sammenarbeit Dieser Konsens muß ständig durch partnerschaWcneuwwg»^ 
überprüft und gegebenenfalls erneut errungen werden. Gerade erner » 
nisation wie DU steht es schlecht an. aus falsch verstandener NeiÄiiwr^^^ 
wicklungspolitischem Opportunismus Kompromisse bezugt ^en*"^ 
und christlicher Grundüberzeugungen einzugehen. Soziy 
nal-staatliche Nützlichkeit oder Autonomie sollte im Vofdergo»na swnen 

RUHRBERGER KREIS 1986 : 19). Letztendlich stellt *chdw '• unotW _ 

angesehen wird: Die ohnehin schon privilegierten träger t 

Hi* _ « _ ... -Ai _ A rnian) ^ 





3.3 Fehlende Zielgruppenanalyse 

, w Partner beziehungsweise Träger in Übersee nicht die eige n ,| irK 
ln der Re 9 e t s ! nd P d '® ^ k , unashi |f e Welche Vorstellungen DU hinsichtlich der Abo''? 
•Bedürftigen der Entwicki der praktischen Durchführung der Projekte zuwel 
zung der Zielgruppen hat, b ena p a j vse das heißt einer ausreichenden Erfa** 
unklar. Das Fehlen einer Z.• JW*™ und der Wünsche der "Bed^ 0 ? 
und Bcrucftsrehtigung d St * für Guinea-Bissau schmerzlich bemerkbar’ 
maC Me seh d |als wären die regionalen Verwaltungen die al,* 

ÄKS"' nu i in Kau ' zu P ne , hme " kann **z 

P auf die Zielgruppen der ländlichen Armen und Entrechteten auswirken 

wenndie Bedürfnisse der “Betroffenen“ dabei nicht adäquat berücksichtigt werden. 


3.4 Unzureichende Wirkungsanalyse 

Eine zielgerichtete Projektplanung ist nur sinnvoll, wenn ihr Erfolg von DÜ'lern vor Ort 
und/oder in der Zentrale periodisch überprüft wird. Die Analyse des gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Umfeldes ebenso wie die laufende Beobachtung und Evaluierung 
der Zusammenarbeit erfolgte in Guinea-Bissau aber eher unzureichend und unsyste¬ 
matisch. Die Ursachen dafür sind sowohl "technischer“ als auch konzeptioneller Natur. 

Die personelle und finanzielle Ausstattung des für die Planung bei DU verantwortlichen 
Bereiches ist unzulänglich. Die zuständigen Mitarbeiter können, selbst bei außerge¬ 
wöhnlich hohem außerdienstlichen Engagement, nur einen Bruchteil ihrer notwendi¬ 
gen Aufgaben erledigen. Verantwortlich sind dafür möglicherweise auch psy¬ 
chologische Hemmschwellen oder konzeptionelle Bedenken, mehr Geld für die Ver¬ 
besserung der Mittelausstattung der Projektverwaltung und -planung auszugeben. Ein 
möglichst niedriger Anteil der Verwaltungskosten gilt gemeinhin als Merkmal effizienter 
kirchlicher EZ. Diese Argumentation beruht aber auf einem oberflächlichen Fehlschluß. 
Eine besser ausgestattete Planungs- und Evaluierungsstruktur, möglichst dezentral, 
die das Fachwissen "vor Ort“ - der nationalen Fachkräfte, aber auch der DÜ’ler oder 
der Mitarbeiter anderer Nichtregierungsorganisationen (NRO) - stärker einbezieht, 
würde den Nutzen der DU-Entwicklungshilfe wesentlich steigern. 


3.5 Pragmatismus" - auf wessen Kosten? 


?e*m!rtEi tlf^ e JÜ P ‘ anun9 i8t bemerkenswert “pragmatisch". Das ergibt sich 
nen Mitarbeitern rtt ' , dU f de . r bereits genannten Arbeitsüberlastung der betroffe- 
Widern M ^ licherwe ise macht DÜ aber auch aus der Not eine 

uSmi Dann ist -rfr^mf, ®0 en8t4n <"flkelt des Trägers und des DÜ’lers verab- 
nicht mehr von Kon^ntr '^che» oder strukturell-integratives“ Denken und Handeln 
kommt /war dem Tr An Ar £! I s ° 8 ' 9ke ' , oclef Opportunismus unterscheidbar. Letzteres 
gentkch Hiifsbedurfimr r ft beir.ee oft sehr entgegen - aber leider auf Kosten der er 
be.tp.el e/pi/.Ma?u ö Annlh!^ ° b °2 und dor Du ' ,er vor Ort Letztere wurden zum 
Pe>t mehl mehr sinnvoll mrh ° n .' don Punkt zu bestimmen, an dem eine Mita 
Lefbetbestimmunn / / h J* ^ e8a Haltung ist zwar unter dem Gesichtspunkt d 
•CPfÄokten reaieri Ö EntscriAid prln/, P ,el1 begrüßen, sie trägt aber den 
Rechnuncj Denn der r>i n« 0*rnöglichkeiten d * r Mitarbeiter vor Ort nicht genüge 
^ 001 DU * kann •'» Arbeitnehmer seine Entscheidung nicht all«*" 


•0 


Reintegrations-Möglichkeiten nehmen Die ,,tT' lie und seine spätA,o f ! n K der ***' 
•Vertragsabbrüchen" (aus welchen Gründen ShtaST? 
manchen DU’ler auch in Guinea-Bissau zum 52L ln bSSEJSS ** 
entwicklungspolitischer Einsicht bewogen haben nJ2 halt ® n ‘ ^! ma9 

Schreibung, die von DU bewußt allgemein und vJfSZ*»** 
reiste Fachkraft in der Regel nicht damit rechnen ?kanni h tten wird - 
Aufgabenbereich vorzufinden, der sich erst nach JSSfyZS*" klar 
Kooperationsfeld mit anderen in- und ausländischenL Und Au sbaianaerun,- ~ 
besonders individuelle Fähigkeiten und Stärken den sichtSSS 0 e,ns1e,lt . ^ 
renden Tätigkeitsbereich mitgestalten" (DÜ 1983 20) Ch, ' e0,ich herausknstaii,** 

Diese an sich zu begrüßende Betonung der Selber»,,*, - 
scheidet DU positiv von den meisten anderen hieraSSIl? 1 “ 09 der Pa,tnef Aer¬ 
oben bestimmten Hilfsorganisationen. Sie ist jedoch nur ..nt!! dr9a f' s,eft en und von 
organisatorischen und strukturellen Einbettunq in emr» ViLil? er v. ussatZun 9 9er 
Evaluierung zu verantworten. 9 e,ne z,el 9enchtete Planung und 


3.6 Unrealistische Einschätzung der Partnerleistungen 

Obwohl DÜ’ler von Anfang an darauf verwiesen, daß den wiederholt gebrochenen ver 
traglichen Zusagen des Planungsministeriums in Gu.nea-B.ssau oezu 
adäquater Wohnung und Arbeitsmittel kaum Glauben zu schenken se. nat &cn nrT2 
neuen Einsätzen immer wieder an diese fiktiven Zusagen gehalten fehlenden aT- 
beitsmittel führten in vielen Fällen zu einer erheblichen Beeinträchtigung aer Arbert der 
DU ler. Unter diesen Umständen scheint es dringend angeraten, die enge r 'teroreta- 
tion der satzungsmäßigen Beschränkung von DÜ auf ausschließliche personete 
Zusammenarbeit (die bisher eine ergänzende finanziell-materielle Absicherung der 
Arbeitsbedingungen ausschloß) aufzugeben oder Drittmittel verbindlicher emzuöez*- 
hen. Nur wenn diese Mittel ausgeschöpft wurden, sollte DÜ die Zusammenarbeit m 
Fällen andauernder signifikanter Ausfälle in den counterpart- Leistungen generei über¬ 
denken. 


4 Ausblick 


Bei DÜ bestehen prinzipielle Bedenken gegen die in Entw^ckiungsexperfenkraisan üb¬ 
lichen traditionellen Methoden der Organisationsformen von '^tanung urc Evaue/\ng 
Solche Bedenken kann man sicherlich zu einem betiAcMchen Gri da t^n. Ip» 
besondere, was die mangelnde Berücksichtigung sozro-kuäiaelaf 
oder die generelle Skepsis gegenüber der Planbarkeit komplexer wä äk 
sngeht Das sollte aber mehl dazu fuhren. daB das Nachdenken über » etwtMn 
lanungsmethoden vernachlässigt oder eine zieionenÄerta PlVkätg weeiiiiW 
abgelehnt wird 


d 1 ll ß,ich ,au cbt unausweichlich die Frage aui. ob dei 
rh° q 0z0en Irr| Verwaltungsbereich* oder ger>ereii o* 
° a, ' ona| isierungsprozesses unter den gegebenen n 
m i t d,SSer ) wirklich im Interesse der Hilfsbedürftigen kegt L*r 






. funktionaler Differenzierung des Gesellschaft^,,. 

hft daß mit fortschreitender tunkt en werden Das verme intiich qese U 

liegt nahe, da solidarsysteme ' 9 Verwaltung dient in der Reqoi JJ 

baues tradrerte lokale^ (nstfum nl der ettlzienten Raliona , jsjerungsp 9 e 'den 

6 C , ha ^Sn'der Herrschenden Aodere se ,s rf|echtungszU sammenhänge eine 8 & 
?Toa aufamnd se.ner gesenschafn.chen bewirkt , die letztendlich der qT 

Europa a Rand lungs- und Geda p . |AS 1976) Vor einer vorschnellen Absan 

sagSs ~ * 


5 s..llun 9nS hn«.«rDÖ-Z.n.ral. 

/KOBERSTEIN 1989) wurde die in Der Überblick veröl- 
Mit einer DÜ-Stellungnahrne *u hjef vorget ragenen Thesen die 1987 zum er- 

tenilichte kontroverse Diskuss ,0 k0HNERT/ME RTEN 1987a), abgeschlossen. Die 

sten Mal veröffentlicht wurden' d|0 bis zu diesem Zeitpunkt von keinem der Betei¬ 

unkritische Anwendung aer . „ zu techno k r atisch und unangemessen für die 
ligten vorgeschlagen w °[ 1 ir ”^_, 1< . Arrimenarb eit im Rahmen ökumenischer Partner- 
Gestaltung der ^ n ^dklungszusamme ^ f(jr DU zur Gestal(ung der Zusam . 

schaff abgelehnt - zvvr se Me inungsbild über Projektwirkungen kommt es 

"W»**'"«E^ r ,Ä 1 1 rcMetegentliche Besuche vor Ort. Auswertung von 
SCÄ® Dadurch edotgt eine "unregelmäßige perio* 

sehe Vergewisserung, ob 


- der gemeinsame Konsens zu den Zielvorstellungen noch besteht; 

. es • angesichts der enormen Schwierigkeiten von Entwicklungsvorhaben dieser Art • 
auch weiterhin einen politischen Willen zur Durchsetzung der Ziele gibt, 

• DU und DÜ'ler geeignete Partner für die Mitarbeit an diesen Zielen sein können 


• eine Anpassung der Ziele und ein neuer Konsens notwendig sind; 

. konkrete Fortschritte im Hinblick auf die Zielvorstellungen gemacht wurden 
(KOBERSTEIN 1989). 


Ebenso wie wir einer unkritischen Übernahme der ZOPP durch DÜ widersprächen, 
halten wir auch die beschriebene Evaluierungsmethode der "gelegentlichen Besuche 
vor Ort. Auswertung von Berichten und Gesprächen mit DÜ’lern" für unangemessen 
Der oben beschriebene Mißerfolg der DÜ-Hilfe beim Aufbau einer partizipativen Regio 
nalpianung in Guinea-Bissau hätte sich möglicherweise vermeiden lassen durch eine 
klarere Definition von Ziel (Partizipation der Bevölkerung an einer ihren Bedürfnissen 
entsprechenden Entwicklungsplanung ‘von unten nach oben") und Mittel (Aufbau vo 
ministeriellen Planungsstrukturen) und durch systematischere Methoden der 
kungskontroile Zudem sollte auch DÜ erwägen, dem Projektträger (gleich ob R®fl' 
rung oder Kirche) ein wenig krltikfähiger entgegenzutreten, den Zielgruppeninteresso 
dagegen em wenig offener Partner und Zielgruppe sind nicht identisch, auch mem 
Gumea-Bissau 


• Umkehr statt Entwicklung"? 

Oe von uns befürwortete zielgerechte Projektplanung und evalulerung sotzt 
vernehmktfie Bestimmung von "Zielen* ln der Entwicklung und ln der EZ voraus * 


m den kircniicnen ciiiwi^munysaiensien entbrennt 

eben diese Ziele Mil fünf Thesen hat sich Gerhard kOBERStSm 6ine Disk uss.on um 
an dieser Diskussion beteiligt (vgl Der Überblick 27 ?^ Sc N 7 aUS def D Ü-Zentr a ™ 
ten seiner Thesen möchten wir hier Stellung nehmen ’ 95 ^' Zu em '9en Kempunk. 



qischen Charakter, sie taugen, wie er zu Recht anmerkt ? ?* starken Sto¬ 
rung von gesellschaftlichem Wandel, noch geben sie einen 2uf 

gesellschaftliches Handeln“ (KOBERSTEIN 1991) Muß man h hte,en Rahm « n <ür 
täuschter Abkehr von der Wissenschaft gleich jegliche theorienAiZ?®^ aber in en| - 
Entwicklungsbegriffe als ideologische Schimäre 9 oder *Ausrimrt Konze Pfe und 

Denkens" (ebenda) abtun? Wir meinen, daß diese Haltunq auch entri8chen 

nu, in "progressiven" kirchlichen Kreisen . e„ vogue 

ZU blindem Empirizismus und dessen Ausnutzung durch^ditiker un ^rh' S? 1 f lhrt 
couleur für deren Partikularinteressen, die in der Regel weit von 
etwa denen der Theologie der Befreiung, entfernt sind Wir sehen die rSvL d6en ’ 
des Entwicklungsbegriffes im Sinne Norbert ELIAS’ (1976?ÄrÄÄC? 
derung zu immer komplexeren gesellschaftlichen Konfigurationen der AffetokrvSSi 
und der Gewaltmonopole in immer größeren Herrschaftseinheiten und damit die r? 
tionalere Gestaltung und Begründung gesellschaftlicher Tabus, als eine notwerxkae 
. wenn auch nicht hinreichende - Voraussetzung eines angstfreien Lebens an Gerade 
die Schaffung eines angstfreieren Zusammenlebens sollte die kirchliche Kooperation 
mit unseren Partnern in Übersee aber als ein wesentliches Ziel auf ihre Fahnenschre»- 
ben und sich nicht vornehm zurückziehen auf die Verkündung (Prophetie) und die Dia¬ 
konie, wie sie von KOBERSTEIN (1991) gefordert werden. 


In dem Maße, in dem wir uns in die Verantwortung für Entwicklung (Entwicklungshilfe) 
hineinziehen lassen, übernehmen wir Verantwortung für den Zustand und für die Ent¬ 
wicklung der Schöpfung. Aus dieser Verantwortung können wir uns nicht hinaussteh¬ 
len: die Lage eines Großteils der Menschheit und der alarmierende Zustand der 
Schöpfung verlangen aktive Einmischung. Wenn wir selbst uns hierbei 'hoffnungslos 
überfordert" sehen - von wem sonst wollen wir dann die Einmischung verlangen 7 
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Ansätze partizipativer Projektplanung 

Volker Stamm 1 


1 Einleitung 
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technischen Zusammenarbeit ständig weiterentwickelt und verfemen schhefti^ , 
Kernstück in ein umfassendes System des Projektmanagement mteonen i™Z*II 
stellen sich, neben dem Problem einer sachgerechten Anwenduna orste Fraa*n narr 
den Grenzen der ZOPP. nBW 


Einer der kritischen Aspekte der Methode ist die Einbeziehung der vor Projektmaft- 
nahmen Betroffenen in die Planung - die meisten der bisherigen Vorschläge vermoch¬ 
ten nicht zu überzeugen. Dieses Problem, meines Erachtens von pundeltzicher Be¬ 
deutung - denn es impliziert die Frage, ob sich ZOPP in absehbarer Zeit von «n«m 
von deutscher Geberseite vorgegebenen in ein allen Beteiligten zugängfeches trwtu- 
ment verwandeln kann - wird im folgenden diskutiert 

ZOPP ist ausdrücklich als partizipative Methode gekennzeichnet, auegehend von dar 
Einsicht, daß ein Projekt nur dann eine Chance nachhaltiger Wirksamkeit hat. «enn 
sich alle Beteiligten mit der Planung identifizieren und nach Mögbchkaft daran mar¬ 
ken können. Mit 'Beteiligten* werden hier im wesentlichen drei Gruppen umschrieben 


- die Projektpartner, also Träger und alle, die im Proiekt mrtarberten. 

• die Zielgruppen, wobei vor allem an ländliche Bevöikerungsgrucoen gedacht er*d 

* sonstige Beteiligte, die in irgendeinem Zusammenhang mrt dem Proiew nahen oder 
mit dem Problem, zu dessen Lösung es ins Leben gerufen «wda 


Mit letzteren befassen wir uns hier nicht, und nur am Rande m« 
Gmppe, wenn auch ihre Einbeziehung beachtenswerte P»ob*eme 
«Jhrlich KOHNERT PREUSS 1990. STAMM 1980) Una» I t,mmt 
Pen, die wir im folgenden auch gelegentlich *vom Projekt 
nur, weil es einer gewissen Gewöhnung an dw ZQP P ' em 
[® n B«Qnff umstandslos zu verwenden Bei der Oein^on 
näufig eine große sprachliche und sachache Verwert** «*• 

1 Volk*, Stemm ist Dozent für 
'mrfieoenden Beeren 



